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Rahmenplanung Bahnstadt 
 

	
 
Rahmenplanung Bahnstadt, Fortschreibung 2012, Vorentwurf mit Kataster 
 
Anlass und Ziel der Planung	
	
Die Stadt Heidelberg beabsichtigt 
mit der Bahnstadt einen neuen 
Stadtteil im Sinne einer nachhalti-
gen Stadtentwicklung zu verwirkli-
chen.  
Grundlage der Entwicklung ist die 
Rahmenplanung für die Bahnstadt, 
die 2003 vom Gemeinderat be-
schlossen wurde. Diese wurde un-
ter anderem durch die Integration 
themenspezifischer Fachbeiträge 
verschiedentlich fortgeschrieben.  
Zur einheitlichen und zügigen 
Durchführung der Entwicklung der 
Bahnstadt wurde am 30.01.2008 
die städtebauliche Entwicklungs-
maßnahme „Bahnstadt Heidel-
berg“ beschlossen. 
Die planungsrechtliche Absiche-
rung der Entwicklung einzelner 
Bauabschnitte der Bahnstadt er-
folgt durch Teilbebauungspläne. 

Der Rahmenplan der Bahnstadt 
sieht für den Geltungsbereich 
(Baufeld F2 der Rahmenplanung) 
die Schaffung eines Fachmarkt-
zentrums vor.  
Zwischenzeitlich wurden die Flä-
chen des Plangebietes seitens der 
Löwengrund Immobilien GmbH 
erworben, um dort einen Fach-
markt „Einrichtungshaus“ zu errich-
ten.  
Das von rossmann + partner Archi-
tekten, Karlsruhe und ADLER & 
OLESCH Landschaftsarchitekten 
GmbH, Mainz entwickelte Vorha-
benkonzept dient als Grundlage für 
die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes und wird als Vorha-
ben- und Erschließungsplan Be-
standteil des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes.  
Im Geltungsbereich sind gemäß 
der Rahmenplanung Flächen für 

ein Fachmarktzentrum vorgese-
hen. Mit dem vorliegenden Bebau-
ungsplan wird somit das Ziel der 
Schaffung eines Fachmarktzent-
rums weiterverfolgt. Die geplante 
Bebauung, bzw. das vorgesehene 
Gebäude des Einrichtungshauses 
wird entsprechend seiner Lage am 
Stadteingang gestaltet und fügt 
sich auch hinsichtlich seiner Hö-
henentwicklung ein.  
Der Bebauungsplan schafft damit 
die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für eine Bebauung der 
Fläche F2.  
Im Rahmen des Bebauungsplans 
soll die Umsetzung der für die ge-
samte Bahnstadt formulierten Ziele 
und Auflagen (Passivhausstan-
dard, Fernwärmeanschluss) si-
chergestellt werden. 
	

Vorhaben- und Erschließungsplan 
 
Die in Rede stehende Fläche des 
Geltungsbereiches liegt am Stadt-
eingang, innerhalb der Fläche F2 
des Rahmenplans Bahnstadt.  
Die Verkaufsflächen des Einrich-
tungshauses werden sich über vier 
Geschosse verteilen. Für die La-
gerflächen sind zwei Unterge-
schosse vorgesehen.  
Die insgesamt 381 vorgesehenen 
Parkplätze verteilen sich auf ober-
irdische Stellplatzflächen und eine 
geplante Tiefgarage. Indem ein 

Teil der Stellplätze unterirdisch un-
tergebracht wird, wird für eine aus-
reichende Eingrünung des Neu-
baus Sorge getragen. Diese erfolgt 
in Form einer Stellplatzbegrünung 
sowie als Grün- bzw. Anpflanzflä-
chen in den Randbereichen.  
Die Erschließung des Geländes für 
die Kunden erfolgt über eine Zu-
fahrt von der Henkel-Teroson-
Straße. Die Anlieferung erfolgt se-
parat im rückwärtigen Bereich des 
Gebäudes über eine Rampe bis zu 
einem Tiefhof.  

Der bestehende Radweg und die 
angrenzende Feuerwehrzufahrt 
wurden bei der geplanten Er-
schließung berücksichtigt und 
werden nicht beeinträchtigt.  
Auch hinsichtlich der vorgesehe-
nen Materialität entspricht das 
Vorhaben den Vorgaben aus dem 
Rahmenplan Bahnstadt. 
Das geplante Einrichtungshaus 
fügt sich in die bestehenden Struk-
turen ein und ergänzt diese.  



	
 
Vorhaben- und Erschließungsplan, Lageplan Dachaufsicht, rossmann + partner Architekten, Juni 2016 
 

Bebauungsplanvorentwurf 
 
Ein Bebauungsplan enthält die für 
die städtebauliche Ordnung rechts-
verbindlichen Festsetzungen. Er 
bildet die Grundlage für weitere, 
zum Vollzug des Baugesetzbuches 
erforderliche Maßnahmen.  
Da es sich im vorliegenden Fall um 
einen vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan handelt, sind die Festset-
zungen genau auf das zugrunde-
liegende Vorhaben abgestimmt.  
Im Bebauungsplan sind ausschließ-
lich solche Festsetzungen zu tref-
fen, zu denen § 9 des Baugesetz-
buches (BauGB) in Verbindung mit 
der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) ermächtigt. Alle Festset-
zungen müssen städtebaulich be-
gründet sein. 

Zur Umsetzung des geplanten Vor-
habens im Bereich des vorliegen-
den Bebauungsplanes „Bahnstadt 
– Einrichtungshaus“ soll zeichne-
risch und textlich festgesetzt wer-
den: 
• Art der baulichen Nutzung durch 

Festsetzung des Sondergebietes 
„Einrichtungshaus“, 

• Festsetzungen zur maximalen 
Verkaufsfläche, 

• das Maß der baulichen Nutzung 
durch eine maximale Höhe, eine 
maximale Grundfläche (GR) so-
wie Baugrenzen, 

• Straßenverkehrsflächen, 

• Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung „Fuß- und 
Radweg“ 

• Ein- und Ausfahrtbereiche, Be-
reich ohne Einfahrt 

• Führung unterirdischer Ver- und 
Entsorgungsleitungen, hier: be-
stehende Kanäle sowie die Lei-
tungsrechte, 

• Baumpflanzungen sowie An-
pflanzflächen, 

• Vorgaben hinsichtlich der Gestal-
tung der baulichen Anlagen und 
Werbeanlagen.  

Die im Rahmenplan formulierten 
Ziele und Aufgaben wurden in den 
Bebauungsplan aufgenommen. 		

	
 
Bebauungsplanvorentwurf, Juni 2016	



Die Aufgabe der Bauleitplanung ist 
es, die bauliche und sonstige Nutzung 
der Grundstücke in der Gemeinde 
nach Maßgabe des Baugesetzbuchs 
(BauGB) vorzubereiten und zu leiten. 
Die Bauleitpläne sollen eine nachhal-
tige städtebauliche Entwicklung und 
eine dem Wohl der Allgemeinheit ent-
sprechende soziale Bodenordnung 
gewährleisten. 
Darüber hinaus sollen sie dazu bei-
tragen, eine menschenwürdige Um-
welt zu sichern und die natürlichen 
Lebensgrundlagen zu schützen und 
zu entwickeln sowie die städtebauli-
che Gestalt und das Orts- und Land-
schaftsbild baukulturell zu erhalten 
und zu entwickeln. 
 
Wie können Sie sich beteiligen 
Als Bürger haben Sie die Gelegen-
heit, sich gemäß § 3 BauGB zweistu-
fig an der Planung für einen Bebau-
ungsplan zu beteiligen. 
 
Frühzeitige Beteiligung der Öffent-
lichkeit und Behörden gemäß § 3 
Absatz 1 und § 3 Absatz 1 BauGB 
Sie können sich frühzeitig über die 
Ziele und Zwecke der Planung, vor-
handene Planungsalternativen sowie 
die voraussichtlichen Auswirkungen 
der Planung informieren. Sie finden 
die Planunterlagen in der angegebe-
nen Frist im technischen Bürgeramt 
und im Internet unter 
http://www.heidelberg.de/hd,Lde/HD/
Rathaus/Aktuelle+Planverfahren.html 
Zusätzlich haben Sie Gelegenheit, 
sich im Rahmen einer Informations-
veranstaltung über die Planung zu 
informieren. 
 
Zeitraum der Einsichtnahme 
im Technischen Bürgeramt und 
im Internet vom 07.07. bis ein-
schließlich 08.08.2016 
 
Erörterungsveranstaltung: 
Dienstag, den 12.07.2016 um 17:30 
Uhr im Gebäude des Deutschen 
Roten Kreuzes, Langer Anger 2 
(ehemals Rudolf-Diesel-Straße 28), 
69115 Heidelberg 
 
Zeitgleich werden auch die Behörden 
und sonstige Träger öffentlicher Be-
lange über die Planung unterrichtet, 
deren Aufgabenbereiche durch die 
Planung berührt werden können. 
Behörden und sonstige Träger öffent-
licher Belange sind beispielsweise 

Stadtwerke, Verkehrsbehörden, Na-
turschutzbeauftragte etc. 
Öffentlichkeit und Behörden haben 
Gelegenheit, sich während der Früh-
zeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung zu 
äußern und die Planung zu erörtern. 
Sie können Ihre Stellungnahmen wäh-
rend der Erörterungsveranstaltung 
sowie im Anschluss daran innerhalb 
des Zeitraums der Einsichtnahme 
gegenüber dem Stadtplanungsamt 
mündlich oder schriftlich abgeben. 

 
Der Entwurf wird erarbeitet 
Die von Ihnen und den Behörden im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
vorgetragenen Stellungnahmen die-
nen als Grundlage für die Ausarbei-
tung des Bebauungsplanentwurfs. 

 
Behördenbeteiligung gemäß § 4 
Absatz 2 BauGB 
Ist die Planung soweit konkretisiert, 
werden in der Regel die Stellungnah-
men der Behörden und sonstiger Trä-
ger öffentlicher Belange zum Plan-
entwurf und der Begründung einge-
holt. Die Behörden haben ihre Stel-
lungnahmen innerhalb eines Monats 
abzugeben.  
Nach Abschluss der Behördenbeteili-
gung beraten die Bezirksbeiräte des 
jeweiligen Stadtteils und der Bauaus-
schuss den Entwurf. Auf der Grundla-
ge der Empfehlungen dieser Gremien 
fasst der Gemeinderat den Beschluss 
zur öffentlichen Auslegung des Ent-
wurfs. 
Die Sitzungen des Gemeinderates 
sind immer öffentlich. Ort, Zeitpunkt 
und Tagesordnung der Sitzung des 
Gemeinderats werden im „Stadtblatt“ 
(Amtsanzeiger der Stadt Heidelberg) 
veröffentlicht. 

 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 
3 Absatz 2 BauGB 
Die zweite Stufe der Öffentlichkeitsbe-
teiligung, die öffentliche Auslegung 
wird im Stadtblatt bekannt gegeben. 
Bebauungsplanentwurf, Begründung 
und wesentliche, bereits vorliegende 
umweltbezogene Informationen liegen 
für den Zeitraum eines Monats im 
Technischen Bürgeramt und im Inter-
net aus. Sie können sich nun darüber 
informieren, ob und gegebenenfalls in 
welchem Umfang die eigenen Anre-
gungen aus der Frühzeitigen Öffent-
lichkeitsbeteiligung bei der Planung 
ganz konkret berücksichtigt wurden. 
Während der Auslegungsfrist können 
Stellungnahmen zum Entwurf abge-

geben werden. Wichtig dabei ist, dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen beim Satzungsbeschluss 
zu dem Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben können. 
Die zweite Stufe der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung kann zeit-
gleich erfolgen. Wird der Entwurf auf-
grund der Ergebnisse der Auslegung 
in seinen Grundzügen geändert, so ist 
die öffentliche Auslegung zu wieder-
holen. 

 
Satzungsbeschluss 
Es erfolgt nun die Prüfung der einge-
gangenen Stellungnahmen durch die 
Verwaltung. Die Verwaltung arbeitet 
einen Vorschlag für die gerechte Ab-
wägung der öffentlichen und privaten 
Belange untereinander und gegenei-
nander aus. Auf die Einstellung aller 
Stellungnahmen, die im Zuge der öf-
fentlichen Auslegung vorgetragen 
wurden, in den Abwägungsvorgang 
besteht ein Rechtsanspruch, nicht 
jedoch auf die tatsächliche Berück-
sichtigung. Dies gilt vor allem dann, 
wenn gewichtige gegenläufige Belan-
ge entgegengehalten werden müs-
sen. 
Über die Vorschläge der Verwaltung 
berät zunächst der Bauausschuss 
und daran anschließend der Gemein-
derat, der den Beschluss zum Ab-
schluss des Bebauungsplanverfah-
rens (Satzungsbeschluss) fasst. Die 
Bürgerinnen und Bürger, die Stel-
lungnahmen zur Planung abgegeben 
haben, erhalten jetzt eine persönliche 
Benachrichtigung über die Gemeinde-
ratsentscheidung. 
In den Fällen, in denen der Bebau-
ungsplan nicht aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelt worden ist, prüft 
das Regierungspräsidium in Karlsru-
he, ob bei der Planaufstellung die ge-
setzlichen Vorschriften beachtet wor-
den sind. Das Inkrafttreten des Be-
bauungsplans wird anschließend im 
Stadtblatt verkündet. Der Plan ist da-
mit für jedermann verbindliches Orts-
recht. Er liegt dann während der 
Dienststunden im Technischen Bür-
geramt zur Einsichtnahme für jeden 
Interessierten bereit. 
 
Für weitere Informationen: 
Stadtplanungsamt Heidelberg 
Sachbearbeiterin Frau Staub 
Tel.: 06221-58 23 050 
E-Mail: 
Stadtplanung@Heidelberg.de

 


